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Der UN-Minderheitenschutz! 
 

 

Das Minderheitenrecht verleiht allen indigenen Vºlkern, Eingeborenen, Zugehºrigen 

eines Volkstums und weiteren Minderheiten die Mºglichkeit, ihre Rechte durchsetzen 

zu kºnnen! 

Grundsªtzlich haben sich die Nationen durch die Ratifizierung vºlkerrechtlich-

verbindlicher Vertrªge gegenseitig zur Wahrung der Rechte von Minderheiten geeinigt.  

Regierungen, die in einem Gebiet hoheitliche Rechte der Verwaltung aus¿ben, sind zur 

Einhaltung verpflichtet! 

Indigene Vºlker, Eingeborene oder Zugehºrige eines Volkstums d¿rfen gemªÇ 
ratifizierten vºlkerrechtlichen Vertrªgen bei der Aus¿bung ihrer Rechte in ihrer Heimat 
nicht eingeschrªnkt werden! 
 
Sollten sich derartige Minderheiten unter fremder Verwaltung oder sich in 
Treuhandgebieten befinden, dann d¿rfen die Einheimischen bei der Aus¿bung ihrer 
Rechte ebenfalls nicht durch die Verwaltung eingeschrªnkt werden.  
 
Kolonial- oder Besatzungsmªchte tragen die vºlkerrechtlich verbindliche Aufgabe, mit 
Beteiligung der betreffenden Minderheiten koordinierte und planvolle MaÇnahmen 
auszuarbeiten, um die Rechte dieser Minderheiten zu sch¿tzen. 
Die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung muss beachtet und sogar 
gefºrdert werden. 
Das Gef¿hl der Eingeborenen-, Stammes- bzw. Kultur-Zugehºrigkeit ist als ein 
grundlegendes Kriterium f¿r die Bestimmung einer kollektiven Minderheit anzusehen.  
 
Indigene Vºlker, Eingeborene oder Zugehºrige eines Volkstums d¿rfen nicht ihrer 
nat¿rlichen Lebensgrundlagen beraubt werden und die Achtung ihrer Unversehrtheit 
muss sichergestellt sein. 
Auch die ethnischen Deutschen haben das Recht auf ihre Kultur ihre Tradition, ihre 
Sprache und Zugang zu Gott! Dies wird von der BRD-Entscheidungstrªgern 
vorsªtzlich missachtet! 
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Quellen:  

Der Internationaler Pakt ¿ber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (kurz UN-

Sozialpakt oder IPwskR, in der Schweiz auch UNO-Pakt I genannt 
Quelle: https://www.institut-fuer-

menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICESCR/ICESCR_Pakt.pdf 

Internationales ¦bereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung (kurz UN-Rassendiskriminierungskonvention; 
internationale Abk¿rzung ICERD) Abgeschlossen in New York am 21. Dezember 
1965 - s. BRD-Bundesgesetzblatt (BGBL) 1969 II Seite 961 
Quelle: Download-Link des Vertrages: 

https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1164_1164_1164/20191104/de/

pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-cc-1995-1164_1164_1164-20191104-de-pdf-a.pdf 

¦bereinkommen ¿ber eingeborene und in Stªmmen lebende 
Vºlker in unabhªngigen Lªndern, 1989 
Quelle:https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/@ed_norm/@normes/documents/publication/wcms_

100900.pdf 

Detaillierte Rechtsgrundlagen:  

Der UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966,   die 
Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker vom 13. 
September 2007, das "Kopenhagener Abschlussdokument über die menschliche 
Dimension" der Konferenz f ür Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) vom 
29. Juni 1990:  
Teil IV der Kopenhagener Dokumente geht detailliert auf die kollektiven Rechte der 
Angehörigen nationaler Minderheiten ein: Sie sollen ihre Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in voller Gleichheit vor dem Gesetz ausüben können. Außerdem sollten sich 
die OSZE-Mitgliedsstaaten verpflichten, Ăbesondere MaÇnahmen zur Sicherung der 
Gleichstellung mit anderen Staatsangehºrigen zu ergreifenñ. 
Einer Person soll zudem das Recht zugestanden werden, selbst zu entscheiden, ob sie einer 
nationalen Minderheit zugehörig ist oder nicht. 
Das Abschlussdokument der Kopenhagener Dokumente enthält darüber hinaus die so 
genannten individuellen Minderheitenrechte: Gebrauch der Muttersprache, freie 
Religionsausübung, Garantie grenzüberschreitender Kontakte zu Angehörigen der eigenen 
Volksgruppe, Vereinigungsfreiheit, das Recht auf Ausübung kultureller Aktivitäten, 
Schulunterricht in der Muttersprache oder mit der Muttersprache als Unterrichtssprache, 
Schutz und Förderung der Identität nationaler Minderheiten und die Einrichtung lokaler und 
autonomer Verwaltungseinheiten. 
Die Europäische Konvention für den Schutz von Minderheiten vom 8. Februar 1991. Darin 
wird der Begriff ĂMinderheitñ klar definiert, und es wird klargestellt, dass auslªndische 
Staatsangehörige nicht miteinbezogen werden sollen. Die Zugehörigkeit zu einer Minderheit 
soll von der Entscheidung des Individuums abhängen. Des Weiteren wird ein kollektives 
Recht von Minderheiten anerkannt, und den Staaten werden Verpflichtungen auferlegt, die 
einer Kombination von Individual- und Gruppenrechten entsprechen. 
Weiter die Deklaration über die Rechte von Minderheiten, welche die Staaten verpflichtet, die 
Identität nationaler oder ethnischer, kultureller, religiöser und sprachlicher Minderheiten 
durch den Erlass entsprechender Maßnahmen zu wahren und zu fördern. Den Angehörigen 
solcher Minderheiten muss das Recht auf freien Gebrauch ihrer Sprache im privaten und 
öffentlichen Bereich und eine angemessene Beteiligung an den sie betreffenden 
Entscheidungen garantiert werden."   
- Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Minderheitenschutz 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICESCR/ICESCR_Pakt.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICESCR/ICESCR_Pakt.pdf
https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1164_1164_1164/20191104/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-cc-1995-1164_1164_1164-20191104-de-pdf-a.pdf
https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1164_1164_1164/20191104/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-cc-1995-1164_1164_1164-20191104-de-pdf-a.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/@ed_norm/@normes/documents/publication/wcms_100900.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/@ed_norm/@normes/documents/publication/wcms_100900.pdf
https://de.wikipedia.org/wiki/Minderheitenschutz
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Artikel 14 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK)  
Die Europäische Menschenrechtskonvention erwähnt an einer Stelle die nationalen 
Minderheiten.  
Unter den Merkmalen für eine Diskriminierung nach Art. 14 EMRK ist auch die Zugehörigkeit 
zu einer Ănationalen Minderheitñ aufgelistet:  
ĂArt. 14 Verbot der Benachteiligung. Der Genuss der in der vorliegenden Konvention 
festgelegten Rechte und Freiheiten muss ohne Unterschied des Geschlechts, der Rasse, 
Hautfarbe, Sprache, Religion, politischen oder sonstigen Anschauungen, nationaler oder 
sozialer Herkunft, Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt 
oder des sonstigen Status gewªhrleistet werden.ñ 
104 Art. 14 EMRK stellt ein akzessorisch gewährtes Recht dar, d.h. das 
Diskriminierungsverbot beschränkt sich auf die durch die EMRK gewährten Rechte und 
Freiheiten.  
Das Diskriminierungsverbot kann deshalb nicht separat geprüft werden, sondern erscheint in 
den Urteilen des Europäischen Gerichtshofes für die Menschenrechte nur zusammen in 
Prüfung mit der Verletzung eines anderen Artikels der Konvention. Die Zugehörigkeit zu 
einer nationalen Minderheit stellt ein Merkmal für die Nichtgewährung eines EMRK-Rechts 
oder einer EMRK konformen Freiheit dar.  
Die EMRK ist individualrechtlich gestaltet und nicht auf kollektive oder Minderheitenrechte 
ausgerichtet.  
Entscheidend für die Auslegung, ob eine Diskriminierung auf Grund der individuellen 
Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit erfolgt sei, sind die Urteile der Europäischen 
Menschenrechtskommission und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte sowie 
das daraus abgeleitete case law. Klagen von Vertretern von Minderheiten wurden von der 
früheren Menschenrechtskommission, der Vorgängerin des Straßburger Gerichtshofes, mit 
der Begründung abgewiesen, die EMRK enthalte keine spezifischen Schutzrechte für 
Minderheiten. 
Diese müssen sich zum Beispiel in einer Klage wegen Beeinträchtigung ihres traditionellen 
Lebensstils auf Art. 8 EMRK berufen.  
Zur neusten Rechtsprechung siehe - Quelle: https://dejure.org/gesetze/MRK 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland  verbietet auch jede Form von 
Diskriminierung wegen der Sprache oder auf Grund von Heimat und Herkunft (Artikel 3 Abs. 
3 Satz 1 Grundgesetz). Daran sind neben der Gesetzgebung auch die Verwaltung auf allen 
staatlichen Ebenen sowie die Rechtsprechung gebunden. Bereits dadurch sind Minderheiten 
auch in Deutschland geschützt. Darüber hinaus gibt es weitere Regelungen und 
Vereinbarungen. 

Das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten:  
Das Übereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten verbietet jede 
Diskriminierung einer Person wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit. 
Ebenso schützt es die Angehörigen dieser Minderheiten vor einer Assimilierung gegen ihren 
Willen. Ferner verpflichtet es die Mitgliedstaaten zum Schutz der Freiheitsrechte und zu 
umfänglichen Fördermaßnahmen zu Gunsten der nationalen Minderheiten. 
Für Deutschland ist das Rahmenübereinkommen am 1. Februar 1998 in Kraft getreten und 
hat Geltung im Rang eines Bundesgesetzes. 
Die Unterzeichnerstaaten müssen innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten den Europarat 
umfassend über die Umsetzung informieren. Danach müssen sie alle fünf Jahre Bericht 
erstatten. Ein beratender Ausschuss unabhängiger Experten unterstützt den Europarat bei 
seinen Kontrollaufgaben. 
Quelle: https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-
integration/minderheiten/minderheitenrecht/minderheitenrecht-node.html 

Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker  
- Quelle: http://www.humanitaeres-voelkerrecht.de/ERiV.pdf 

https://dejure.org/gesetze/MRK
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/minderheiten/minderheitenrecht/minderheitenrecht-node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/minderheiten/minderheitenrecht/minderheitenrecht-node.html
http://www.humanitaeres-voelkerrecht.de/ERiV.pdf
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Auszüge:  

Artikel 1 
Indigene Völker haben das Recht als Kollektiv wie auch auf der Ebene des Individuums, alle 
in der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und 
den internationalen Menschenrechtsnormen anerkannten Menschenrechte und 
Grundfreiheiten uneingeschränkt zu genießen. 

Artikel 2 
Indigene Völker und Menschen sind frei und allen anderen Völkern und Menschen 
gleichgestellt und haben das Recht, bei der Ausübung ihrer Rechte keinerlei Diskriminierung 
ausgesetzt zu sein, insbesondere nicht auf Grund ihrer indigenen Herkunft oder Identität. 

Artikel 3 
Indigene Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden 
sie frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 

Artikel 4 
Bei der Ausübung ihres Rechts auf Selbstbestimmung haben indigene Völker das Recht auf 
Autonomie oder Selbstverwaltung in Fragen, die ihre inneren und lokalen Angelegenheiten 
betreffen, sowie das Recht, über die Mittel zur Finanzierung ihrer autonomen Aufgaben zu 
verfügen. 

Artikel 5 
Indigene Völker haben das Recht, ihre eigenen politischen, rechtlichen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Institutionen zu bewahren und zu stärken, während sie gleichzeitig 
das Recht behalten, uneingeschränkt am politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Leben des Staates teilzunehmen, sofern sie dies wünschen. 

Artikel 6 
Jeder indigene Mensch hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 

Artikel 7 

1. Indigene Menschen haben das Recht auf Leben, körperliche und seelische 
Unversehrtheit, Freiheit und Sicherheit der Person. 

2. Indigene Völker haben das kollektive Recht, als eigenständige Völker in 
Freiheit, Frieden und Sicherheit zu leben, und dürfen keinen 
Völkermordhandlungen oder sonstigen Gewalthandlungen, einschließlich der 
gewaltsamen Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe, 
ausgesetzt werden. 

Artikel 8 

1. Indigene Völker und Menschen haben das Recht, keiner Zwangsassimilation 
oder Zerstörung ihrer Kultur ausgesetzt zu werden. 

2. Die Staaten richten wirksame Mechanismen zur Verhütung und 
Wiedergutmachung der folgenden Handlungen ein: 

a. jeder Handlung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass indigene Völker 
und Menschen ihrer Integrität als eigenständige Völker oder ihrer 
kulturellen Werte oder ihrer ethnischen Identität beraubt werden; 
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b. jeder Handlung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass ihnen der Besitz 
ihres Landes, ihrer Gebiete oder ihrer Ressourcen entzogen wird; 

c. jeder Form der zwangsweisen Überführung der Bevölkerung, die zum 
Ziel oder zur Folge hat, dass ihre Rechte verletzt oder untergraben 
werden; 

d. jeder Form der Zwangsassimilation oder Zwangsintegration; 
e. jeder Form der Propaganda, die darauf abzielt, rassische oder 

ethnische Diskriminierung, die sich gegen sie richtet, zu fördern oder 
dazu aufzustacheln. 

Artikel 11 

1. Indigene Völker haben das Recht, ihre kulturellen Traditionen und Bräuche zu 
pflegen und wiederzubeleben. Dazu gehört das Recht, die vergangenen, 
gegenwärtigen und künftigen Erscheinungsformen ihrer Kultur, wie 
beispielsweise archäologische und historische Stätten, Artefakte, Muster, 
Riten, Techniken, bildende und darstellende Künste und Literatur, zu 
bewahren, zu schützen und weiterzuentwickeln. 

2. Die Staaten haben durch gemeinsam mit den indigenen Völkern entwickelte 
wirksame Mechanismen, die gegebenenfalls die Rückerstattung einschließen, 
Wiedergutmachung zu leisten für das kulturelle, geistige, religiöse und 
spirituelle Eigentum, das diesen Völkern ohne ihre freiwillige und in Kenntnis 
der Sachlage erteilte, vorherige Zustimmung oder unter Verstoß gegen ihre 
Gesetze, Traditionen und Bräuche entzogen wurde. 

Artikel 13 
1. Indigene Völker haben das Recht, ihre Geschichte, ihre Sprache, ihre mündlichen 
Überlieferungen, ihre Denkweisen, ihre Schriftsysteme und ihre Literatur 
wiederzubeleben, zu nutzen, zu entwickeln und an künftige Generationen 
weiterzugeben sowie ihren Gemeinschaften, Orten und Personen eigene Namen zu 
geben und diese zu behalten. 
2. Die Staaten ergreifen wirksame Maßnahmen, um den Schutz dieses Rechts zu 
gewährleisten und sicherzustellen, dass indigene Völker politische, Rechts- und 
Verwaltungsverfahren verstehen und dabei verstanden werden, nötigenfalls durch 
die Bereitstellung von Dolmetschdiensten oder sonstige geeignete Mittel. 

Artikel 14 
1. Indigene Völker haben das Recht, ihre eigenen Bildungssysteme und -
institutionen  einzurichten und zu kontrollieren, in denen in ihrer eigenen Sprache 
und in einer ihren kulturspezifischen Lehr- und Lernmethoden entsprechenden Weise 
unterrichtet wird.  
2. Indigene Menschen, insbesondere Kinder, haben das Recht auf Zugang zu allen 
Ebenen und Formen der öffentlichen Bildung ohne Diskriminierung. 
3. Die Staaten ergreifen gemeinsam mit den indigenen Völkern wirksame 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass indigene Menschen, insbesondere Kinder, 
einschließlich derjenigen, die außerhalb ihrer Gemeinschaften leben, nach 
Möglichkeit Zugang zu Bildung in ihrer eigenen Kultur und in ihrer eigenen Sprache 
haben. 

Artikel 18 
Indigene Völker haben das Recht, an Entscheidungsprozessen in Angelegenheiten, 
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die ihre Rechte berühren können, durch von ihnen selbst gemäß ihren eigenen 
Verfahren gewählte Vertreter mitzuwirken und ihre eigenen indigenen 
Entscheidungsinstitutionen zu bewahren und weiterzuentwickeln. 

Artikel 20 

1. Indigene Völker haben das Recht, ihre politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Systeme oder Institutionen zu bewahren und weiterzuentwickeln, ihre 
eigenen Existenz- und Entwicklungsmittel in Sicherheit zu genießen und 
ungehindert allen ihren traditionellen und sonstigen wirtschaftlichen 
Tätigkeiten nachzugehen. 

2. Indigene Völker, die ihrer Existenz- und Entwicklungsmittel beraubt wurden, 
haben Anspruch auf gerechte und angemessene Wiedergutmachung. 

Artikel 25  
ĂIndigene Vºlker haben das Recht, ihre besondere spirituelle Beziehung zu dem 
Land und den Gebieten, Gewässern und Küstenmeeren und sonstigen Ressourcen, 
die sie traditionell besessen oder auf andere Weise innegehabt und genutzt haben, 
zu bewahren und zu stärken und in dieser Hinsicht ihrer Verantwortung gegenüber 
den k¿nftigen Generationen nachzukommen.ñ 

Artikel 26 

1.  Indigene Völker haben das Recht auf das Land, die Gebiete und die 
Ressourcen, die sie traditionell besessen, innegehabt oder auf andere Weise 
genutzt oder erworben haben. 

2. Indigene Völker haben das Recht, das Land, die Gebiete und die Ressourcen, 
die sie besitzen, weil sie ihnen traditionell gehören oder sie sie auf sonstige 
Weise traditionell innehaben oder nutzen, sowie die, die sie auf andere Weise 
erworben haben, zu besitzen, zu nutzen, zu erschließen und darüber zu 
verf¿gen.ñ 

Der internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 
19.Dezember 1966 (BGBl. 1973 II 1553  
Quelle: https://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICCPR/ICCPR_Pa
kt.pdf 
 
Die allgemeine Erklärung der Menschenrechte : 
https://www.humanrights.ch/de/ipf/grundlagen/rechtsquellen-instrumente/aemr/ 
 
Ergebnis: 

All diese Rechtsgrundlagen werden  von den verantwortlichen BRD 
Entscheidungsträgern auf deutschem Boden vorsätzlich ignoriert und die 
indigenen ethnischen Deutschen ab 1990 gezielt ausgerottet ! 
Das erfolgt zum Beispiel mittels Massen -Migration und  soziale 
Benachteiligung, organisierte Vernichtung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
der deutschen Sprache/ Mundarten, der deutschen Volkskulturen, 
Lebensweisen, der Traditionen und des Zugangs zu Gott.  

 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICCPR/ICCPR_Pakt.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICCPR/ICCPR_Pakt.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICCPR/ICCPR_Pakt.pdf
https://www.humanrights.ch/de/ipf/grundlagen/rechtsquellen-instrumente/aemr/
https://www.humanrights.ch/de/ipf/grundlagen/rechtsquellen-instrumente/aemr/
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ĂF¿r den Schutz der Arbeiter- und Bauernmacht!ñ Berlin-Treptow am 09. Mai 2026 
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Rechtswidriger ¦bergriff der BRD gegen Minderheiten auf deutschen Boden: 

Die gesteuerte Verhaftungsaktion gegen R¿diger Hoffmann ï staatenlos.info in  

Berlin-Treptow am Tag des Sieges 9. Mai 2026! 

 
Mitten in der Rede erfolgt der ¦bergriff durch die BRD-Sºldner ĂPOLIZEIñÉ! 

Vorwand war die angebliche Ăsowjetische Feldm¿tzeñ, welche aber nur eine einfache 

zivile Schirmm¿tze mit einem DDR-Symbol ist. 

 
Diese Kinder tragen zum Beispiel am 9. Mai in Berlin-Treptow sowjetische Feldm¿tzen 

(Kªppis), welche ohne Beanstandungen durch die anwesende BRD-ĂPOLIZEIñÉ 

getragen werden durften! (Gleichbehandlungsgrundsatz auch ab 2000 aufgehoben!) 
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Auch diese Frau durfte ihre NVA-Feldm¿tze (Kªppi) ohne Beanstandungen durch die 

anwesende BRD-ĂPOLIZEIñÉ tragen! 

 

 
Migranten mit der Wortmarke ĂPOLIZEIñÉ 
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Links auf dem Bild befindet sich ein Kaugummi kauende Rªdelsf¿hrer der BRD-

ĂPOLIZEIñÉ-Sºldner. 
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Der Kurzbericht enthªlt falsche Unwahre und unvollstªndige Angaben. Ein Sºldner hat 

als ĂBetroffenerñ unterschrieben. Ein weiterer hat als ĂZeugeñ die Unterschrift 

verweigert. Die Punkte 1 und 2 wurden ¿berhaupt nicht ausgef¿llt. 

Die persºnlichen Angaben sind ¿berhaupt nicht richtig erkennbar. 

Die eingezogene zivile Schirmm¿tze mit DDR-Symbol wurde vºllig falsch als 

Ăsowjetische Feldm¿tzeñ beschrieben. 

 

Ergebnis: 

Die gesamte Verhaftungsaktion durch die BRD-Sºldner mit der Wortmarke ĂPOLIZEIñÉ 

war eine vºllig ¿berzogene VerhaftungsmaÇnahme wegen einer angeblichen 

Ăsowjetischen Feldm¿tzeñ und diente offensichtlich nur zur politisch motivierten 

Einsch¿chterung und aus weiteren niederen Beweggr¿nden.  

Zusammengefasst verhielt sich diese schon aus Corona-Zeiten ber¿chtigte, schwer 

bewaffnete Berliner ĂPOLIZEIñÉ von Anfang an feindlich-negativ, aggressiv und 

bºsartig gegen¿ber staatenlos.info - R¿diger Hofmann und weiteren DDR-B¿rgern. 

 
Zivile Schirmm¿tze mit DDR-Symbol von R¿diger Hoffmann 

 
Feldm¿tze als Kªppi der Roten Armee, Sowjetunion, 1940er Jahre ï Quelle: 
https://berlin.museum-digital.de/object/73270  

https://berlin.museum-digital.de/object/73270
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8.1 Einblick in die private Sicherheitsstruktur der ĂBundesrepublik 

Deutschlandñ: 
 

Kampf-Ausr¿stung der paramilitªrischen ĂPOLIZEIñÉ-Einheiten der BRD: 

 
Kriminelle Energie selbst bei Stellenausschreibungen: ĂVerdªchtig gute Jobsñ - Quelle: 
https://verdaechtig-gute-jobs.de/de/aktuelles/ausruestung-bereitschaftspolizei-gewicht-polizei-sachsen  

 

 
ĂTechnik und Ausstattungñ - Quelle: https://verdaechtig-gute-jobs.de/de/einblicke/technik-

ausstattung  

 

 

https://verdaechtig-gute-jobs.de/de/aktuelles/ausruestung-bereitschaftspolizei-gewicht-polizei-sachsen
https://verdaechtig-gute-jobs.de/de/einblicke/technik-ausstattung
https://verdaechtig-gute-jobs.de/de/einblicke/technik-ausstattung
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Ausstattung der BRD-ĂPOLIZEIñÉ 
Quelle: https://verdaechtig-gute-jobs.de/de/einblicke/technik-ausstattung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://verdaechtig-gute-jobs.de/de/einblicke/technik-ausstattung
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Das angloamerikanische BRD-Besatzungsregime ist seit ihrer Installation 1949 auf 

dem vºlkerrechtlich weiter existierenden Staat Deutschland (= Deutsches Reich von 

1937) kein vºlkerrechtlicher Staat! 

Ab dem Jahr 2000 erfolgte auch die Vollprivatisierung der BRD-ĂPOLIZEIñÉ als 

privates Sºldner-Unternehmen. Unter dem ºffentlichen Vorwand eines 

urheberrechtlichen Schutzes wurde das Wort ĂPOLIZEIñ als handelsrechtliche Wort-

Marke gesch¿tzt! Dazu ¦bersicht mit KI 

ĂDie Wortmarke "POLIZEI" ist als deutsche Marke (Nr. 302437827) seit dem 01.08.2006 

beim DPMA eingetragen, hauptsªchlich vertreten durch den Freistaat Bayern. Der 

Schutz umfasst diverse Waren und Dienstleistungen, wodurch eine unbefugte 

gewerbliche Nutzung (z.B. auf Kleidung) markenrechtlich untersagt werden kann.  

Wichtige Fakten zur Wortmarke Polizei: 

¶ Eintragung: Die Anmeldung erfolgte am 04.09.2002, eingetragen ist sie seit dem 

01.08.2006. 

¶ Inhaber/Vertretung: Der Schutz wird durch den Freistaat Bayern (Bayerisches 

Staatsministerium des Innern) wahrgenommen. 

¶ Umfang: Es handelt sich um eine eingetragene Wortmarke, die den Begriff 

"POLIZEI" f¿r verschiedene Klassen sch¿tzt. 

¶ Abmahnungen: Da die Marke gesch¿tzt ist, kºnnen Polizei und 

Innenministerien gegen die Nutzung des Begriffs auf kommerziellen Produkten 

vorgehen. 

¶ Namensschutz: Neben dem Markenrecht ist "Polizei" auch als Name gesch¿tzt. 

[1, 2, 3, 4, 5] 

Die Marke wurde nach anfªnglicher Zur¿ckweisung (2003) aufgrund der gesteigerten 

Bekanntheit und Verkehrsdurchsetzung eingetragen.ñ 

Juristische Quelle: https://openjur.de/u/229333.html  

 
Bild-Quelle: 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Bilderstrecken/Sondermarken/Programm_2019/Briefmarken

_Programm_2019/1907_Polizeien.html  

https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/abmahnung-polizei-nrw-logo-netzpolitik-org
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/olg-hamm-12u126-15-polizei-name-unternehmen-domain-verwechslungsgefahr-zuordnung-zusammenhang
https://tmdb.eu/marke/DE-302437827::polizei-vertreten-durch-den-staatsminister-des-innern-freistaat-bayern.html
https://netzpolitik.org/2015/die-polizei-nrw-schickt-uns-abmahnung-wegen-verwendung-eines-logos/
https://openjur.de/u/229333.html
https://openjur.de/u/229333.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Bilderstrecken/Sondermarken/Programm_2019/Briefmarken_Programm_2019/1907_Polizeien.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Bilderstrecken/Sondermarken/Programm_2019/Briefmarken_Programm_2019/1907_Polizeien.html
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Eine kleine Beweisf¿hrung zur Privatisierung der Sicherheitsstruktur in der BRD: 

 

Ein weiterer Hinweis f¿r das private Sºldner-Unwesen auf deutschem Boden 

beinhaltet das Bezahlsystem, welches im sogenannten Ăºffentlichen Dienstñ der BRD 

als Besoldung ausgewiesen wird. 

Die internationalen Auswirkungen des privaten Sºldner-Unwesens sind zum Beispiel 

der NATO-EU-Krieg einschlieÇlich Piraterie gegen Russland und dessen Verb¿ndete. 

Diese Privatisierung hat lªngst alle regulªren vºlkerrechtlichen Staaten, welche sich 

im US-Dollar-Handel befinden, erfasst.  

Ein Beweis sind die sogenannten internationalen Firmenregister, wie zum Beispiel 

Dun & Bradstreet upik.de - https://www.upik.de/en/v_upik_anfrage.cgi  
 

ĂWer kann eine D&B D-U-N-SÈ Nummer anfordern? 
Eine D&B D-U-N-SÈ Nummer kann nur vom jeweiligen Unternehmen selbst angefordert werden. Die 

Beantragung der DUNS wird bei der Dun & Bradstreet Deutschland GmbH nur ¿ber den offiziellen 

Prozess akzeptiert und nicht per Email. 

Die Anforderung erfolgt im 1. Schritt ¿ber die Suche https://www.dnb.com/de-de/upik/. 

Sofern keine DUNS Nummer zu dem Unternehmen ermittelt werden kann, ist im nªchsten Schritt die 

Beantragung der DUNS Nummer mºglich. 

Deutsche Unternehmen nutzen daf¿r diesen Link. Internationale Unternehmen m¿ssen die DUNS 

Nummer im jeweiligen Land beantragen. Eine Auflistung der internationalen D&B Lªnder ist ¿ber den 

¿ber diesen Link aufrufbar."  

Quelle: https://www.deutschebahn.com/de/Wer-kann-eine-D-B-D-U-N-S-Nummer-anfordern--6892568  

 

Data Universal Numbering System DUNS 

Mit DUNS und UPIK Partner eindeutig identifizieren 

Was ist die DUNS oder D-U-N-SÈ? 

DUNS, eigentlich D&B D-U-N-SÈ, steht f¿r Data Universal Numbering System. Es ist ein 

eingetragenes, weltweit gesch¿tztes Warenzeichen der D&B Corporation, USA. Es handelt sich um 

eine neunstellige, Ănicht sprechendeñ Zahlenfolge, die im Jahr 1962 von D&B (Dun & Bradstreet) 

entwickelt wurde. Sie hat die Struktur Ă12-345-6789ñ, wobei auch die Bindestriche abzubilden sind. Die 

Nummern werden von D&B vergeben und gepflegt. Nach eigenen Angaben gewªhrleistet D&B eine 

einheitliche und eindeutige Identifizierung der registrierten Unternehmen. Denn nach Einstellung der 

Geschªftstªtigkeit wird diese nicht noch einmal vergeben. 

Was war die Motivation f¿r die DUNS? 

Ein wesentliches Motiv f¿r die Schaffung des D&B D-U-N-SÈ Nummernsystems war es, Unternehmen 

eindeutig zu identifizieren und so z.B. finanzielle Informationen in strukturierter Form sammeln und 

auswerten zu kºnnen. Insbesondere die finanziellen Verflechtungen und Zugehºrigkeiten zu 

Mutterunternehmen, Schwestergesellschaften und Filialen bzw. Tochterunternehmen sind ¿ber die 

DUNS-Nummer in D&B-Datenbanken abrufbar. 

DUNS und UPIKÈ - wie gehºrt das zusammen? 

Basierend auf der DUNS hat D&B unter der Bezeichnung UPIKÈ die funktionale Nutzbarkeit des 

Identifikationssystems erweitert. UPIKÈsteht f¿r ĂUnique Partner Identification Keyñ. Sowohl der Zugriff 

und die Pflege der eigenen Unternehmens- und Adressdaten, als auch Einsicht in die Daten anderer 

Unternehmen sowie die Beantragung einer kostenfreien Vergabe einer neuen D&B D-U-N-SÈ 

Nummer f¿r das eigene Unternehmen ist ¿ber die UPIKÈ-Plattform im Internet mºglich. UPIKÈ-

Projekt 

Im Jahr 2001 hat der Verband der Automobilindustrie (VDA) das so genannte ĂUPIKÈ-Projektñ 

zusammen mit D&B gestartet und bildet ¿ber die D&B D-U-N-SÈ Nummer eine eindeutige und 

¿berschneidungsfreie Identifikation der Partner im logistischen Prozess ab. Damit setzt er 

Bestrebungen der ĂOrganization for Data Exchange by Tele Transmission in Europeñ (ODETTE) um, 

deren deutsches Mitglied der VDA ist. ODETTE wird von Automobilherstellern und Zulieferern der 

Automobilindustrie getragen und setzt sich f¿r die Umsetzung von Standards in den Bereichen EDI 

und Logistik sowie f¿r den Austausch von Konstruktionsdaten ein und erarbeitet Empfehlungen, die 

https://www.upik.de/en/v_upik_anfrage.cgi
https://www.deutschebahn.com/de/Wer-kann-eine-D-B-D-U-N-S-Nummer-anfordern--6892568
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diesem Ziel dienen. Teil der logistischen Optimierung ist der Warenanhªnger, dessen Gestaltung und 

Nutzung in den Verbandsempfehlungen VDA 4902 und VDA 5005 geregelt ist. Der genaue Inhalt des 

Etiketts ist jeweils bilateral zwischen Lieferant und Kunde abzustimmen. Seit dem Jahr 2005 ist auch 

der Verband der Chemischen Industrie (VCI) dem Projekt UPIKÈ beigetreten, um Standorte von 

Zulieferanten und Kunden auch im chemischen Bereich eindeutig zu identifizieren. Text ist in 

Kooperation mit PROZEUS entstanden." Quelle: https://www.mittelstand-digital-

wertnetzwerke.de/interoperabilitaet/standards-im-e-business/identifikation/duns/  

 

Schon die US-amerikanische Uniformierung und Ausr¿stung der BRD-ĂPOLIZEIñÉ 

zeigt an, dass die BRD einfach nur ein ¿ber London und Washington gesteuertes 

handelsrechtliches Besatzungsregime ist! 

 
ñPolizei Berlin sucht polizeilich Nachwuchs - glow Berlin Werbeagenturñ  

Quelle: https://glow-berlin.de/blog/polizei-berlin-sucht-polizeilich-nachwuchs/  

 

 
Ă110% Berlin: Das ist ein offizieller Recruitingfilm der Polizei Berlin (aber nicht, was ihr denkt)ñ 
https://glow-berlin.de/projekte/polizei-berlin-recruiting/  

https://www.mittelstand-digital-wertnetzwerke.de/interoperabilitaet/standards-im-e-business/identifikation/duns/
https://www.mittelstand-digital-wertnetzwerke.de/interoperabilitaet/standards-im-e-business/identifikation/duns/
https://glow-berlin.de/blog/polizei-berlin-sucht-polizeilich-nachwuchs/
https://glow-berlin.de/projekte/polizei-berlin-recruiting/
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In diesem System sind alle BRD-Verwaltungsstrukturen als handelsrechtliche private 

Firmen erfasst! 

Innerhalb der BRD wird bereits die Zusammenarbeit von externen privaten 

Sicherheitsfirmen mit der BRD-ĂPOLIZEIñÉ ºffentlich thematisiert.  

In der Praxis erfolgt bereits diese Zusammenarbeit. Dabei kºnnen auch private US-

Unternehmen besonders auf der Geheimdienstebene hinzugezogen werden.  

Weil das BRD-Besatzungsregime heutzutage eine vollprivatisierte Staatssimulation ist, 

gibt es dazu selbstverstªndlich auch keine unabhªngige Kontrolle auf deutschem 

Boden. 

In dem privaten, angloamerikanischen BRD-Besatzungsregime wird alles ¿ber die 

Kºpfe der Menschen hinweg entschieden und einfach nur praktiziert. 

Selbst die angeblich unabhªngige BRD-ĂFaktenpr¿ferñ sind nichts weiter als private 

Dienstleistungsunternehmen in Form von Stiftungen und Vereinen, welche im Auftrag 

und Interesse des BRD-Regimes agieren. 

Es gibt aus genannten Gr¿nden in der BRD weder eine Rechtssicherheit noch eine 

allgemeine Sicherheit f¿r die durch die Monopol-Konzern Kartelle versklavten B¿rger! 

Auch die BRD-Bundeswehr US-Jagon ĂNeue Deutsche Wehrmachtñ ist heute eine 

private Sºldnerarmee, welche Ebenfalls die Dienste von privaten Sicherheitsfirmen in 

Anspruch nimmt. 
 

"Bundeswehrliegenschaften Wachschutz f¿r die Landessicherheit 

 

Wachsende Bedrohungen in der Sicherheitslage f¿hren zu neuen Herausforderungen beim 

militªrischen Objektschutz. Sicherheit Nord ist Partner der Bundeswehr bei der Bewachung 

militªrischer Liegenschaften im ganzen Bundesgebiet. Je nach Sicherheitskonzept setzen wir hierf¿r 

Spezialkrªfte mit SchieÇausbildung und Diensthundef¿hrer*innen ein. Die Sicherung militªrischer 

Liegenschaften erfordert besonderes Fingerspitzengef¿hl und konzentrierte Wachsamkeit. Oft gehen 

neben Soldatinnen und Soldaten auch zivile Beschªftigte und Besucher*innen ein und aus. 

Sensibilitªt und absolute Aufmerksamkeit sind in dieser Situation genauso gefragt, wie die Fªhigkeiten 

zur schnellen Reaktion und professionellem Eingreifen. Sicherheit Nord setzt deshalb auf eine 

Qualitªtsausbildung seiner Mitarbeiter*innen an der firmeneigenen Sicherheitsschule. 

Bundeswehr Kundenvorteile Zeichenflaeche 1 

Unsere Sicherheitsdienstleistungen 

    Entwicklung eines maÇgeschneiderten Wachkonzepts 

    Objektbezogenes Szenariotraining und stªndige Auffrischung 
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    Einsatz von geschultem Personal gem. Ä34a GewO und ZDv A 1130/21 sowie der ZDv A 2122/2 

    Einsatz von Diensthunden und Diensthundef¿hrern 

    Einsatz von Wachpersonal mit Schusswaffen 

    Einsatz von modernster ¦berwachungstechnikñ 

 

Quelle: https://www.sicherheit-nord.de/leistungen/personelle-sicherheit/bundeswehrliegenschaften/  

 

Auch die US-Armee erf¿llt im Rahmen handelsrechtlicher Vertrªge 

Sicherheitsdienstleistungen auf deutschen Boden! 

 
"US-Militªrpolizei auf Festen und am Hauptbahnhof N¿rnberg: Was d¿rfen die Soldaten?"  

 
Quelle: https://www.nn.de/region/us-militarpolizei-auf-festen-und-am-hauptbahnhof-nurnberg-was-

durfen-die-soldaten-1.14970520   

ĂNeues Sicherheitskonzept: US-Militªrpolizei patrouilliert am Hauptbahnhof N¿rnbergñ 

Stand: 29.05.2023, 08:11 Uhr Von: Adriano D'Adamo 

"Die US-Militªrpolizei patrouilliert seit Mai 2023 im Rahmen eines Sicherheitskonzepts am N¿rnberger 

Hauptbahnhof. Ziel ist es, die Sicherheit f¿r US-Soldaten zu erhºhen, die den Bahnhof hªufig nutzen, 

und die allgemeine Ordnung zu verbessern, da der Bahnhof zuvor als ein Schwerpunkt f¿r 

Gewaltdelikte galt.  

Quelle: https://www.merkur.de/bayern/nuernberg/koenig-sicherheit-sauberkeit-us-militaerpolizei-

hauptbahnhof-nuernberg-marcus-92306611.html  

 

 

 

 

 

 

https://www.sicherheit-nord.de/leistungen/personelle-sicherheit/bundeswehrliegenschaften/
https://www.nn.de/region/us-militarpolizei-auf-festen-und-am-hauptbahnhof-nurnberg-was-durfen-die-soldaten-1.14970520
https://www.nn.de/region/us-militarpolizei-auf-festen-und-am-hauptbahnhof-nurnberg-was-durfen-die-soldaten-1.14970520
https://www.merkur.de/bayern/nuernberg/koenig-sicherheit-sauberkeit-us-militaerpolizei-hauptbahnhof-nuernberg-marcus-92306611.html
https://www.merkur.de/bayern/nuernberg/koenig-sicherheit-sauberkeit-us-militaerpolizei-hauptbahnhof-nuernberg-marcus-92306611.html
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1. Die gesamte Menschheit im Fegefeuer! 
 

 
 

 
Die Wirklichkeit des menschlichen Daseins seit tausenden von Jahren!  
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2. Der Fluch -Brecher Nürnberg -Code GG139 
 

Feststellung: 

Ein Kampf gegen Phantome (Geister) ist nicht mit irdischen Waffen zu gewinnen! 

Ein direkter Kampf gegen die toten BRD-Dªmonen, deren Phantomverwaltung im 

Phantom-Deutschland ist vºllig sinnlos! 

Jeder ĂSchussñ gegen das Reich der Toten und seine Symptom-Gespenster, die auch 

im Ausland ihr Unwesen treiben, verfehlt seine Wirkung.  

Es gibt nur ein vºlkerrechtliches Mittel, um den Hºllentanz der BRD-Toten zu beenden 

und die letzten Deutschen aus dem satanischen Bann-Fluch zu erlºsen! 

Nur die Umsetzung des Potsdamer Abkommens zusammen mit der Nationalen 

Befreiungsbewegung Deutschlands - staatenlos.info verschafft den Sieg ¿ber die 

Nazi-Teufel!  

 
Metapher ĂHerr der Ringe ï R¿ckkehr des Kºnigsñ: 

 

Die Verdammten des nicht beendeten Zweiten Welt-Krieges! 

 

 

ĂHerr der Ringe ï R¿ckkehr des Kºnigsñ - Hinweisquelle: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Herr_der_Ringe:_Die_R%C3%BCckkehr_des_K%C3%B6nigs_(Film) 

 
 

 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Der_Herr_der_Ringe:_Die_R%C3%BCckkehr_des_K%C3%B6nigs_(Film)
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Artikel 139 Grundgesetz f¿r die Bundesrepublik Deutschland "Fortgelten der 

Vorschriften ¿ber Entnazifizierung" 

"Die zur "Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und 

Militarismus" erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen 

dieses Grundgesetzes nicht ber¿hrt."  

Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_139.html 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_139.html
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3. Das internationale Minderheitenschutzrecht! 

 

 

Das Minderheitenrecht verleiht allen indigenen Vºlkern, Eingeborenen, Zugehºrigen eines 

Volkstums und weiteren Minderheiten die Mºglichkeit, ihre Rechte durchsetzen zu kºnnen! 

Grundsªtzlich haben sich die Nationen durch die Ratifizierung vºlkerrechtlich-verbindlicher 

Vertrªge gegenseitig zur Wahrung der Rechte von Minderheiten geeinigt.  

 

Regierungen, die in einem Gebiet hoheitliche Rechte der Verwaltung aus¿ben, sind zu deren 

Einhaltung verpflichtet! 

 

Indigene Vºlker, Eingeborene oder Zugehºrige eines Volkstums d¿rfen gemªÇ den 

ratifizierten vºlkerrechtlichen Vertrªgen bei der Aus¿bung ihrer Rechte in ihrer Heimat nicht 

eingeschrªnkt werden! 

 

Sollten sich derartige Minderheiten unter fremder Verwaltung oder sich in Treuhandgebieten 

befinden, d¿rfen die Einheimischen bei der Aus¿bung ihrer Rechte ebenfalls nicht durch die 

Verwaltung eingeschrªnkt werden.  

 

Kolonial- oder Besatzungsmªchte tragen die vºlkerrechtlich verbindliche Aufgabe, unter 

Beteiligung der betreffenden Minderheiten koordinierte MaÇnahmen auszuarbeiten, um die 

Rechte dieser Minderheiten durchzusetzen und zu sch¿tzen. 

 

Die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung muss beachtet und gefºrdert werden. 

Das Gef¿hl der Eingeborenen-, Stammes- bzw. Kultur-Zugehºrigkeit ist als grundlegendes 

Kriterium f¿r die Bestimmung einer kollektiven Minderheit anzusehen.  

 

Indigene Vºlker, Eingeborene oder Zugehºrige eines Volkstums d¿rfen nicht ihrer nat¿rlichen 

Lebensgrundlagen beraubt werden.  

Die Unversehrtheit von Vºlkern ist auch von treuhªnderisch-eingesetzten 

Verwaltungsorganen sicherzustellen! 
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Rechtsgrundlagen im Vºlkerrecht f¿r die Deutschen und andere Volkszugehºrige: 

Das internationale ¦bereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 

(kurz UN-Rassendiskriminierungskonvention; internationale Abk¿rzung ICERD):  
Quelle: https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1164_1164_1164/20191104/de/pdf-

a/fedlex-data-admin-ch-eli-cc-1995-1164_1164_1164-20191104-de-pdf-a.pdf  

Der Internationaler Pakt ¿ber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte  

(kurz UN-Sozialpakt) Quelle: https://www.institut-fuer-

menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICESCR/ICESCR_Pakt.pdf  

Das ¦bereinkommen ¿ber eingeborene und in Stªmmen lebende Vºlker in unabhªngigen 

Lªndern, 1989: Quelle: 

https://www.ilo.org/sites/default/files/wcmsp5/groups/public/@ed_norm/@normes/documents/publication/wcms_1

00900.pdf  

Die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker vom 13. 

September 2007: 
Quelle: http://www.humanitaeres-voelkerrecht.de/ERiV.pdf 

Die allgemeine Erklärung der Menschenrechte: 
Quelle: https://www.humanrights.ch/de/ipf/grundlagen/rechtsquellen-instrumente/aemr/  

"Kopenhagener Abschlussdokument über die menschliche Dimension" der Konferenz für 

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) vom 29. Juni 1990: 
Quelle: https://www.vr-elibrary.de/doi/abs/10.7767/dnrm.19891990.30.1.7?download=true&journalCode=dedo  

Das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten: 
Quelle: https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-

integration/minderheiten/minderheitenrecht/minderheitenrecht-node.html  

Artikel 14 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK): 
Quelle: https://dejure.org/gesetze/MRK 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland Art 25, Art 3 Abs. 3 Satz 1 

Allgemeine Hinweise zum Minderheitenschutzrecht im Völkerrecht: 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Minderheitenschutz  

 

 

https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1164_1164_1164/20191104/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-cc-1995-1164_1164_1164-20191104-de-pdf-a.pdf
https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1164_1164_1164/20191104/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-cc-1995-1164_1164_1164-20191104-de-pdf-a.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICESCR/ICESCR_Pakt.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICESCR/ICESCR_Pakt.pdf
https://www.ilo.org/sites/default/files/wcmsp5/groups/public/@ed_norm/@normes/documents/publication/wcms_100900.pdf
https://www.ilo.org/sites/default/files/wcmsp5/groups/public/@ed_norm/@normes/documents/publication/wcms_100900.pdf
http://www.humanitaeres-voelkerrecht.de/ERiV.pdf
https://www.humanrights.ch/de/ipf/grundlagen/rechtsquellen-instrumente/aemr/
https://www.vr-elibrary.de/doi/abs/10.7767/dnrm.19891990.30.1.7?download=true&journalCode=dedo
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/minderheiten/minderheitenrecht/minderheitenrecht-node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/minderheiten/minderheitenrecht/minderheitenrecht-node.html
https://dejure.org/gesetze/MRK
https://de.wikipedia.org/wiki/Minderheitenschutz

